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Die integrative Schule: Vor 20
Jahrenwar sieeinzigFachperso-
neneinBegriff, heute ist sie zum
Reizwort vieler Lehrpersonen,
Eltern sowie Politikerinnen und
Politiker geworden. Ziel ist es,
möglichst alle Kinder gemein-
sam in einer Regelklasse zu
unterrichten: seien es verhal-
tensauffällige, körperlich oder
geistig behinderte, fremdspra-
chige oder hochbegabte.

Bisher scheint das mehr
schlecht als recht zu klappen. 62
Prozent der St.Galler Lehrper-
sonengaben jüngst ineinerUm-
fragean,dasssieder Ideeder in-
tegrativen Schule kritisch oder
sehr kritisch gegenüberstün-
den. Demnach fühlen sich viele
Lehrerinnen und Lehrer über-
lastet und beklagen mangelnde
Unterstützung durch Heil-
pädagoginnen undHeilpädago-
gen, Klassenassistenzen oder
Deutschlehrpersonen. Auf der
politischenBühnehabendiena-
tionale SVP wie auch die FDP
die integrative Schule für ge-
scheitert erklärt.

In dieser angespannten
Stimmung möchte der Kanton
St.Gallen die Sonderpädagogik
neu regeln. Künftig sollen Kin-
der, die «verstärkte sonderpä-
dagogische Massnahmen» be-
nötigen, nach Möglichkeit
ebenfalls in dieRegelklassen in-
tegriertwerden.Nachheutigem
Recht müssten diese Schülerin-
nen und Schüler in einer Son-
derschule beschult werden.
Überspitzt gesagt: mehr Integ-
ration als Antwort auf die Kritik
an zu viel Integration.

Sonderschulen sind
überfüllt
Spannend ist:DerVorschlagder
Regierung stösst auf viel Zu-
stimmung. «Das neue Gesetz
schafft endlichLösungen fürdie
aktuellen Herausforderungen
in unseren Schulzimmern»,
sagt der Präsident des Lehrper-
sonenverbands Patrick Keller.

Er macht auf die schwierige ak-
tuelle Situation aufmerksam:
Im Kanton St.Gallen fehlt es an
Sonderschulplätzen. Die rund
1800 Plätze für die Volksschule
sind ausgelastet.

Bekannt ist, dass 55 Kinder
und Jugendliche Anrecht auf
einen Sonderschulplatz hätten,
aber aus Platzgründen an einer
Regelschule unterrichtet wer-
den. Daneben gibt es eine gros-
se Dunkelziffer weiterer Schü-
ler, die eigentlich sonderbe-
schult werden müssten. Der
Kanton geht von insgesamt 380
Kindern und Jugendlichen aus,
die heute in der Regelschule
unterkommenmüssen.

Für die betroffenen Lehr-
personen bedeutet dies einen
grossen Aufwand, den sie oh-
ne oder mit minimaler Unter-
stützung leisten müssen.
Künftig sieht der Kanton vor,
dass die Gemeinde abhängig
vom Sonderbedarf eines be-
stimmten Schülers ein «Res-
sourcenpaket» erhält. Dieses
Paket ist dem betreffenden
Schüler zugeordnet und könn-
te etwa so aussehen: pro Wo-
che zwei Lektionen Logopä-
die, zwei Lektionen Psycho-
motorik und die Begleitung
einer Heilpädagogin während
fünf Lektionen.

Keller findetdasgut.Er sagt:
«Einige Kinder mit Sonder-
schulbedarf sind ohnehin schon
in den Regelklassen. Es geht
einzigdarum,obwirdieseange-
messen beschulen können oder
nicht.» Und dafür sei das Res-
sourcenpaket des Kantons eine
grosse Hilfe. Keller kann sich
dabei aufdieMeinungderLehr-
personen stützen: 61 Prozent
haben sich jüngst in einer Um-
frage für die angedachte Rege-
lung ausgesprochen.

Politische Parteien stehen
hinter Idee
Unterstützung kommt auch von
SP und Mitte. Die SP äussert
inderVernehmlassungsantwort
«vollumfängliche» Zustim-

mung zur integrierten Sonder-
schulung. «Es wurde empirisch
vielfach bestätigt: in Schulen
mit integrativer Schulformbrin-
gen Schülerinnen und Schüler

Roger Braun

Volksschulgesetz stösst insgesamt auf Anklang

Neben der integrativen Sonder-
beschulung geht es im Volks-
schulgesetz um weitere The-
men. Wie die Regierung am
Freitag mitgeteilt hat, ist die
Vernehmlassung dazu positiv
verlaufen.
«Die Rückmeldungen bestäti-

gen die grundsätzliche Stoss-
richtung der Vorlage, zeigen
aber auch Anpassungsbedarf
bei einzelnenThemen», schreibt
sie zusammenfassend. Diskus-
sionsbedarf gibt es demnach
bei den künftigen Modellen der
Oberstufe. Zwar wird mehr-
heitlich begrüsst, dass die Ge-
meinden mehr Spielraum erhal-

ten –und zumBeispiel gemisch-
te Klassen aus Sek- und
Realschülern bilden können. Al-
lerdings gibt es unterschiedli-
che Meinungen zu den zulässi-
gen Mischformen. Zudem ist
umstritten, ob es sich bei der
heutigen Trennung von Sekun-
dar- und Realklassen um ein
Auslaufmodell handeln soll oder
nicht.

Auf positives Echo stösst die
geplante Stärkung der Aufsicht
über Privatschulen. Auch der
Wegfall des privaten Einzel-
unterrichts findet bei Parteien
und Verbänden eine klareMehr-
heit. Kontrovers beurteilt wird

hingegen die vorgeschlagene
Abwertung des Bildungsrates
zu einem reinen Beratungsgre-
mium. Eine Mehrheit der Ver-
nehmlassungsteilnehmenden
spricht sich dafür aus, den heu-
tigen Bildungsrat mit Entschei-
dungskompetenzen beizube-
halten. Wie der Bildungsrat
künftig konkret ausgestaltet
werden soll, bleibt hingegen
umstritten.

Wie die Regierung mitteilt,
wird das neueVolksschulgesetz
voraussichtlich Ende 2026 dem
Kantonsrat zugeleitet. In Kraft
tretenwird das neueGesetz frü-
hestens ab August 2028. (rob)

bessere Schulleistungen und
Schülerinnen und Schüler ver-
schiedener Schichten sind so-
zial integrierter», schreibt die
Partei.

Die Mitte schreibt: «Die integ-
rierte Sonderschule ist an fast
allen Schulen gelebte Realität
und soll nun endlich konse-
quent kantonal gesetzlich ver-

ankert und mitfinanziert wer-
den.» Dies verhindere, dass die
Integration auf dem Buckel der
Lehrperson passiere.

Die FDP hat jüngst eine kri-
tische Anfrage zur integrativen
Schule eingereicht mit dem Ti-
tel «Integrative Schule am Li-
mit:BrauchtdieSt.GallerVolks-
schule einen Kurswechsel?»
Nun signalisiert jedoch auch sie
Zustimmung zumGesetz. Frak-
tionschefRaphael Frei sagt: «Es
ist gut, dass Gemeinden finan-
ziell unterstützt werden, wenn
sie Schülerinnen und Schüler
mit Sonderschulbedarf unter-
richten.» Dies sei nicht nur im
Interesse des betroffenen Schü-
lers, sondern auch im Sinne der
Klasse sowie der Lehrperson.

Selbst die SVP äussert sich
positiv. Die SVP anerkenne den
Handlungsbedarf, schreibt die
Partei in der Vernehmlassungs-
antwort. «Die SVP unterstützt
das Ziel, die Zusammenarbeit
zwischen Kanton und Gemein-
denweiterzuentwickeln.»

Wieweitermit den
Sonderschulen?
Einig sind sich die Parteien da-
rin, dassSonderschulen für viele
Kinder weiterhin nötig seien.
«Nicht für jedes Kind ist eine
Integration in eine Regelklasse
sinnvoll», sagt etwa Keller vom
Lehrpersonenverband. «Je nach
Entwicklung könnte ein Ausbau
der Sonderschulplätze ange-
zeigt sein.» Zuständig für den
Betrieb der Sonderschulen ist
nicht der Kanton, sondern ver-
schiedene private Stiftungen
und Vereine. Derzeit gibt es 21
Sonderschulen, die allesamt
ausgelastet sind. Immerhin: In
denvergangenenzehnJahren ist
dieZahl der Plätze für dieVolks-
schule von rund 1450 auf heute
1815 gestiegen. Um den Ausbau
weiter zu forcieren, hat derKan-
ton vor einem Jahr den privaten
Trägerschaften zusätzliche Kre-
dite in Aussicht gestellt. Ob dies
zu signifikantmehr Plätzen füh-
renwird, bleibt abzuwarten.

«Nur zwei Dinge auf Erden
sind uns ganz sicher: der Tod
und die Steuer.» So hielt es
Benjamin Franklin vor mehr
als 200 Jahren fest. Beides
bereitet so manchem Kopf-
schmerzen oder schwitzige
Hände. Man spricht nicht da-

rüber. Eines der beiden Tabus
will ein Festival nun heraus-
fordern.

Am 31. Oktober findet in
St.Gallen das Festival «Last
Call – der Tod lädt ein» statt.
Dies schreibt die Ostschwei-
zer Fachhochschule OST in

einer Medienmitteilung. Hin-
ter dem Festival steht die
Fach- und Koordinationsstel-
le Palliative Care der Stadt
St.Gallen.

Michelle Mauchle, Ge-
schäftsführerin und diplo-
mierte Pflegefachfrau, ist die

Initiantin hinter dem unge-
wöhnlichen Festival. Sie hält
fest, dass der Tod und das
Sterben unausweichlich sei-
en, trotzdem falle es den
meisten schwer, darüber zu
sprechen. Doch genau das
würde Hinterbliebenen und
unheilbar kranken Menschen
helfen. «Zwar wird der Tod
immer etwas Dramatisches
und Schweres haben, doch
das grosse Unbekannte ver-
liert ein Stück weit seinen
Schrecken, wenn man darü-
ber spricht.»

Im Rahmen einer Weiter-
bildung an der OST hat sie
sich mit der Planung eines öf-
fentlichen Festivals zumThe-
ma Tod befasst. Die Veran-
staltung soll den Dialog über
Sterben und Tod fördern, die
breite Bevölkerung sensibili-

sieren undmit Informationen
Ängste nehmen.

Dem Todmit Humor und
Leichtigkeit begegnen
Wie der Titel vermuten lässt,
setzt das Festival auch auf Hu-
mor, Leichtigkeit und Kreati-
vität. Das Programm beinhal-
tet sowohl fachliche Informa-
tionen als auch Klang- und
Bildinstallationen, Theater-
vorführungen und Lesungen.
Im Stadthaus bietet das Pallia-
tivzentrum des Kantonsspi-
tals St.Gallen einen vertieften
Einblick in das ThemaTod aus
medizinisch-wissenschaftli-
cher Sicht. Lieder über den
Tod gibt es in der Denkbar
und beim «Klanghalt» in der
Kirche St.Mangen zu hören.

Eingeladen sind nicht nur
Erwachsene oder Seniorinnen

und Senioren, sondern auch
Kinder und ihre Eltern. Das
Kinok zeigt den Familienfilm
«Im Himmel ist auch Platz für
Mäuse», der die Geschichte
von Maus Dalli und Fuchs
Weissbauch zeigt, die sich
nach einem tödlichen Unfall
im Tierhimmel wiedertreffen.

Mauchle war es wichtig,
einen einladenden Ort zu
schaffen. «Die Auseinander-
setzung mit dem Sterben löst
verständlicherweise bei vie-
len Menschen eine natürliche
Zurückhaltung oder sogar Ab-
wehr aus», sagt sie. Man
müsse deshalb berücksichti-
gen, dass es eine höhere
Hemmschwelle gebe, ein sol-
ches Festival zu besuchen.
«Wenn es um den Tod geht,
rennt einem niemand die Tür
ein.» (jen)

Kindermit Sonderschulbedarf sollen in der Regelschule intensiver begleitet werden.
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Wenn die Sonderschulen voll sind
Weil Plätze fehlen, setzt der Kanton St.Gallen auf mehr Integration – mit zusätzlicher Unterstützung für die Regelschulen.

Dem Tod den Schrecken nehmen
Das Festival «Last Call – der Tod lädt ein» in St.Gallenwill das Gespräch über das Ende des Lebens ins Zentrum stellen.
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